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tung der sozialistischen Gesetzlichkeit durch die Ministerien 
und anderen zentralen Staatsorgane, die örtlichen Räte, die 
wirtschaftsleitenden Organe, die Kombinate, die Betriebe und 
Einrichtungen, die Genossenschaften, die gesellschaftlichen 
Organisationen und durch die Bürger.

(2) Zur Erfüllung dieser Aufgabe hat die Staatsanwalt­
schaft Rechtsverletzungen aufzüdecken und allen entspre­
chenden Anhaltspunkten nachzugehen. Sie hat dafür Sorge 
zu tragen, daß Rechtsverletzungen sofort beseitigt, die Schul­
digen festgestellt und nach Maßgabe der Rechtsvorschriften 
zur Verantwortung gezogen werden sowie der Schaden wie­
dergutgemacht wird.

§30

(1) Die Staatsanwaltschaft ist berechtigt, zur Prüfung der 
Gesetzlichkeit von Entscheidungen und Maßnahmen Aus­
künfte, Stellungnahmen, persönliche Erklärungen und die 
Vorlage von Akten und Unterlagen zu verlangen. Sie kann 
zur Aufdeckung, Beseitigung und Ahndung von Rechtsver­
letzungen auch Untersuchungen an Ort und Stelle führen. 
Erforderlichenfalls sind von den zuständigen Leitern Per­
sonen von ihrer Pflicht zur dienstlichen Verschwiegenheit zu 
entbinden.

(2) Die Staatsanwaltschaft kann bei Anhaltspunkten für 
das Vorliegen einer Rechtsverletzung zwecks Aufklärung des 
Sachverhalts von dem Leiter des zuständigen Organs oder 
von einem Kontrollorgan verlangen, eine Untersuchung 
durchzuführen.

§31

(1) Stellt die Staatsanwaltschaft eine Rechtsverletzung fest, 
so hat sie durch schriftlichen Protest oder Hinweis oder durch 
andere geeignete Maßnahmen den Leiter des zuständigen Or­
gans zu veranlassen, die Rechtsverletzung unverzüglich zu 
beseitigen, ihrer Wiederholung vorzubeugen und die soziali­
stische Gesetzlichkeit zu gewährleisten.

(2) . Der Protest ist insbesondere anzuwenden, wenn die 
Rechtsverletzung nach Umfang, Begehungsweise oder Aus­
wirkungen als schwerwiegend anzusehen ist oder wiederholt 
begangen wurde oder wenn Entscheidungen oder normative 
Regelungen die sozialistische Gesetzlichkeit verletzten.

(3) Bei geringfügigen Rechtsverletzungen mit einfachem 
Sachverhalt kann die Staatsanwaltschaft, insbesondere bei 
eigenen Feststellungen an Ort und Stelle, mündliche Forde­
rungen zur Beseitigung der Rechtsverletzung erheben.

(4) Die Entscheidungen und Maßnahmen der Leiter gemäß 
den Absätzen 1 und 3 sowie die Ergebnisse einer gemäß § 30 
Abs. 2 durchgeführten Untersuchung sind der Staatsanwalt­
schaft innerhalb einer von ihr festgesetzten angemessenen 
Frist schriftlich mitzuteilen.

§32

(1) Auf Verlangen der Staatsanwaltschaft ist gegen Perso­
nen, die eine Rechtsverletzung begangen haben, vom Leiter 
des zuständigen Organs ein Disziplinär- oder Ordnungsstraf­
verfahren durchzuführen.

(2) Ist durch die Rechtsverletzung ein materieller Schaden 
entstanden, so kann die Staatsanwaltschaft die Wiedergut­
machung des Schadens verlangen oder in den in Rechtsvor­
schriften vorgesehenen Fällen selbst die materielle Verant­
wortlichkeit geltend machen.

(3) Die Ergebnisse der Verfahren sind der Staatsanwalt­
schaft mitzuteilen.

(4) Die Einleitung von Maßnahmen gemäß den Absätzen 1 
und 2 ist innerhalb eines Jahres seit Begehen der Rechtsver­

letzung möglich, sofern Rechtsvorschriften keine längeren 
Fristen vorsehen.

§33

Die Staatsanwaltschaft kann im Zusammenhang mit der 
Untersuchung von Rechtsverletzungen die vorläufige Ausset­
zung des Vollzuges von Entscheidungen staatlicher Organe 
beantragen, wenn das zur Sicherung der Rechte der Bürger 
erforderlich ist. Das gilt insbesondere, wenn der Vollzug 
einer Entscheidung vor Abschluß der Untersuchung für den 
Bürger mit nicht oder nicht völlig behebbaren nachteiligen 
Folgen verbunden sein könnte.

§34

In sozialversicherungsrechtlichen Streitigkeiten kann die 
Staatsanwaltschaft zum Schutze gesellschaftlicher Interessen 
und der Rechte der Bürger bei den Beschwerdekommissionen 
für Sozialversicherung nah Maßgabe der Rehtsvorshriften 
Anträge stellen.

К а p i t e 1 VI

I Der Staatsanwalt

§35

(1) Staatsanwalt kann nur sein, wer der Arbeiterklasse 
und dem sozialistischen Staat treu ergeben ist und über ein 
hohes Maß an politish-fahlihem Wissen und Lebenserfah­
rung, an menschlicher Reife und Charakterfestigkeit verfügt.

(2) Zum Staatsanwalt kann jeder Bürger der Deutshen 
Demokratishen Republik berufen werden, dessen Persönlich­
keit den an einen Staatsanwalt gestellten Anforderungen ent­
spricht und der eine juristishe Ausbildung auf einer dazu 
bestimmten Ausbildungsstätte erworben hat oder auf Grund 
seiner Kenntnisse und Fähigkeiten für die Tätigkeit eines 
Staatsanwalts geeignet ist.

§36

(1) Der Staatsanwalt ist in seiner Tätigkeit an die Verfas­
sung, die Gesetze und anderen Rehtsvorshriften der Deut­
shen Demokratishen Republik gebunden. Er hat seine Auf­
gaben entsprehend den Anweisungen und Weisungen des 
Generalstaatsanwalts sowie der anderen übergeordneten 
Staatsanwälte durhzuführen.

(2) Der Staatsanwalt ist verpflihtet, in seiner Tätigkeit 
die sozialistishe Gesetzlihkeit zu verwirklihen, Gerechtig­
keit und Unvoreingenommenheit gegenüber jedermann zu 
wahren, das sozialistishe Reht zu erläutern, eng mit den 
Werktätigen zusammenzuarbeiten und das Vertrauensver­
hältnis zu ihnen zu festigen, aktiv am gesellschaftlichen Le­
ben teilzunehmen und ständig an seiner Weiterbildung zu 
arbeiten.

§37

(1) Alle Staatsanwälte werden vom Generalstaatsanwalt 
berufen und abberufen.

(2) Die Stellvertreter des Generalstaatsanwalts werden auf 
Vorshlag des Generalstaatsanwalts vom Staatsrat bestätigt.

§38

(1) Der Generalstaatsanwalt ist für eine der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse entsprehende Auswahl, Entwick­
lung und Erziehung der Kader der Staatsanwaltshaft ver­
antwortlich. Er gewährleistet die planmäßige Bildung einer 
Kaderreserve und die systematishe Entwicklung und Vor-


